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Auf dem Wege zur landwirtschaftlichen Integration Europas
J. Bertin-Roulleau, Paris

D er Gedanke einer Organisierung der Agrarm ärkte 
ist erstmals 1950 aufgeworfen worden. Im Laufe 

dieser fünf Jahre haben zahlreiche Zusammenkünfte 
stattgefunden. W enn die Organisierungsprojekte sich 
nun immer noch im Stadium der Untersuchung befin­
den — obwohl zweifellos Fortschritte erzielt worden 
sind —, so darf das nicht überraschen, denn die Ver­
flochtenheit und die Vielfältigkeit der Agrarm ärkte 
machen diese zu einem Sektor, der am wenigsten für 
die „Errichtung gemeinsamer Märkte" geschaffen zu 
sein scheint.
Im Zuge einer im Juli 1954 durch die Europäische 
Konferenz der A grarm ärkte angenommenen Entschlie­
ßung sollten von dieser Zeit ab die Arbeiten, die auf 
eine Organisierung dieser M ärkte abzielen, im Rah­
men der OEEC im Sinne fortschreitender Vereinheit­
lichung vorangetriebeh werden. Bevor eine Bilanz der 
bereits erreichten Ergebnisse gegeben wird, mag es 
zweckmäßig sein, eine Gesamtübersicht über die Lage 
der verschiedenen M ärkte aufzustellen.

ERZEUGUNG UND EINFUHRBEDARF EUROPAS

Insgesamt können die Länder W esteuropas ihren 
Bedarf an Nahrungsm itteln und landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen nicht durch eigene Produktion decken. 
Im Jahre 1953 entsprachen die Einfuhren an N ahrungs­
m itteln und landwirtschaftlichen Erzeugnissen in die 
M itgliedstaaten der OEEC insgesamt einem Gegenwert 
von 9 883 Mill. $ und hielten sich damit etwa auf dem 
Stand von 1952 (9 781 Mill. $) und 1951 (10 380 Mill. |) .  
Der Herkunft nach standen 1953 die Einfuhren aus an­
deren europäischen Ländern mit 2 616,7 Mill. $ an der 
Spitze. W enn man noch die in den überseeischen Be­
sitzungen der M itgliedstaaten getätigten Käufe (1 930,8 
Mill. $) hinzurechnet, so stellt der innereuropäische 
Handel etwa 46 "/o der agrarwirtsdiaftlichen Gesamt­
einfuhr W esteuropas. Die europäischen Länder müssen 
also für ihre Versorgung mit gewissen Produkten, die 
auf dem europäischen Boden nicht gedeihen, in  großem 
Umfang auf außereuropäische Einfuhren zurückgreifen. 
Die Situation ist jedoch in den einzelnen Ländern 
sehr unterschiedlich: Von allen westeuropäischen Län­
dern w eist G r o ß b r i t a n n i e n  auf diesem Sektor 
den größten Fehlbetrag aus. Um seinen Inlandsver­
brauch zu decken, muß es regelmäßig in folgenden A n­
teilen auf Einfuhren zurückgreifen: Getreide 65 "/o, 
Fleisch 50 “/o, Käse 75 “/o, Butter fast 100 “/o, Zucker 
70*/o. Außerdem führt es bedeutende M engen an 
Früchten und Gemüse ein. Insgesamt schätzt man die 
Einfuhren an Nahrungsmitteln und landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen auf 40 ”/o der britischen Gesamteinfuhr. 
W e s t d e u t s c h l a n d ,  das durch die Trennung des 
Landes in zwei Teilstaaten die reichen Landwirtschafts­
gebiete im O sten verloren hat, deckt trotz seiner An­
strengungen nur zwei Drittel seines Bedarfs aus eige­
ner Produktion. Nahrungsm ittel machen deshalb einen

großen Teil (etwa 45 ”/o) der Einfuhren aus. Getreide 
allein nimmt etwa 50 ”/o der landwirtschaftlichen Ein­
fuhr in Anspruch. Der Rest besteht hauptsächlich aus 
Früchten, Zucker, Fleisch und ö l .  Die S c h w e i z ,  
deren Landwirtschaft besonders auf Viehzucht und auf 
Milchwirtschaft ausgerichtet ist, deckt nur wenig mehr 
als 50 Vo ihres Bedarfs an Nahrungsm itteln und land­
wirtschaftlichen Erzeugnissen aus eigener Produktion. 
Ö s t e r r e i c h  kann auf dem A grarsektor etwa 65"/» 
seines Bedarfs selbst erstellen, es im portiert vor allem 
Getreide, Zucker und ö l. N o r w e g e n  besitzt eine 
ausreichende Erzeugung von Milchprodukten, Kartof­
feln und Eiern, muß aber Getreide, besonders W eizen 
(90*/o seines Verbrauchs), einführen. Obwohl die 
N i e d e r l a n d e  große A nstrengungen zur Entwick­
lung ihrer Landwirtschaft gemacht haben, sind sie für 
gewisse Erzeugnisse (Getreide und ö l) einfuhrabhän­
gig geblieben. B e l g i e n  kann fast 90 Vo seines N ah­
rungsm ittelbedarfs decken, es im portiert noch Weizen, 
Fette, ö l  und gewisse Milchprodukte.
Nur einige Länder weisen eine fast ausgeglichene 
Landwirtschaft auf: Frankreich (einschließlich der über­
seeischen Besitzungen), Italien und Schweden. Dabei 
kann sich S c h w e d e n  (bei verhältnism äßig hohen 
Futtermitteleinfuhren) normalerweise selbst versor-. 
gen, während F r a n k r e i c h  über gewisse Über­
schüsse an Getreide, W ein und Fleisch verfügt, mit 
denen es teilw eise die notwendigen Einfuhren solcher 
Erzeugnisse, bei denen es Fehlbeträge aufweist, kom­
pensieren kann. Das gleiche ist bei I t a l i e n  der Fall, 
das W ein, Gemüse und Früchte im Übermaß erzeugt. 
Obwohl eine Gruppe anderer Länder für einige 
Nahrungsmittel importabhängig bleibt, weist sie einen 
landwirtschaftlichen Überschuß auf. Das ist besonders 
der Fall bei Dänemark, Griechenland, Portugal, der 
Türkei und Irland. D ä n e m a r k  verfügt über be­
deutende Überschüsse an Milchprodukten. In G r i e ­
c h e n l a n d  machen die landwirtschaftlichen Exporte 
80 Vo aller Ausfuhren aus, aber diese bestehen zum 
großen Teil aus nicht-lebensnotwendigen Erzeugnissen 
(Tabak und Trodcenfrüchten), was diese Exporte kon­
junkturempfindlich macht, während es zu etwa einem 
V iertel auf Einfuhren lebensnotwendiger N ahrungs­
m ittel angewiesen ist. In P o r t u g a l  erbringt die 
Landwirtschaft etwa 70 Vo des Volkseinkommens und 
80 Vo der Gesamtausfuhren (Wein, Oliven, Kork, 
Früchte). Auch in  I r l a n d  machen die Ausfuhren der 
Acker- und Viehwirtschaft (besonders Fleisch) 80 Vo 
der Gesamtausfuhren aus, obwohl Nahrungsm ittelein­
fuhren, besonders von Getreide und Zucker, notwen­
dig sind. In der T ü r k e i  w erden 70 Vo der Ausfuhr 
von der Landwirtschaft gestellt.
Dieser kurze Überblick über die Lage der wichtigen 
Länder, die an der Organisation der europäischen 
Agrarm ärkte interessiert sind, zeigt, daß die Länder
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mit landwirtschaftlichen Fehlbeträgen insgesamt die 
Überschußländer überwiegen. Entwicklung der A grar­
produktion und Intensivierung des innereuropäischen 
Austausches sind also die beiden Forderungen der 
europäischen Staaten.

HARMONISIERUNG 
UNTERSCHIEDLICHER AGRARWIRTSCHAFTEN

Bis zur Gegenwart hat jeder Staat in Europa eine 
eigenständige Politik zum Schutz seiner Landwirtschaft 
geführt. Das erklärt sich daraus, daß dieser W irt­
schaftszweig besonders verw undbar ist und von vielen 
Faktoren abhängt. Er ist besonders dem Wechsel der 
klimatischen Bedingungen unterworfen. Außerdem 
kann er sich nur schrittweise den Errungenschaften 
der technischen Entwicklung anpassen, besonders in 
den Ländern, wo wie in Frankreich der kleine und 
m ittlere Familienbetrieb vorherrscht. Man muß also 
jeden radikalen üm sturz vermeiden, der schwere w irt­
schaftliche und soziale Rückwirkungen nach sich zie­
hen kann, um so mehr als die landwirtschaftlidie Sta­
b ilität ein Faktor der politischen Stabilität ist. Diese 
Stabilität ist ständig durch die Preisschwankungen ge­
fährdet, deren Ausschläge im allgem einen größer sind 
als bei industriellen Erzeugnissen. Diese Sorge, die 
Preisschwankungen und ihre schädlichen Auswirkun­
gen zu begrenzen, hat eine Anzahl von Ländern ver­
anlaßt, Maßnahmen zur Preisstützung, zur Finanzie­
rung von Lagerbeständen, zum Zollschutz durchzu­
führen. Die A grarpolitik der verschiedenen europä­
ischen Länder ist vorwiegend durch ihre jeweilige 
eigene Lage bestimmt worden, denn die Situation der 
einzelnen Landwirtschaften ist w eit davon entfernt, 
gleichförmig zu sein.
Diese unterschiedlichen Tendenzen können jedoch dem 
Gedanken einer europäischen O rganisation der Agrar­
m ärkte nicht entgegenstehen; sie drängen im Gegen­
teil zur Konsolidierung, denn allein die Schaffung 
europäischer M ärkte wird Kompensationen zwischen 
den verschiedenen Ländern ermöglichen. Die Aufgabe, 
die sich den V erhandlungspartnern des „grünen Pools" 
stellt, ist nicht leicht, sie ist aber auch nicht unlösbar, 
wenn man schrittweise vorgeht und sich zunächst auf 
einige Erzeugnisse beschränkt, für die man die Pro­
duktionsbedingungen harm onisieren und die Entwick­
lung des gegenseitigen Austausches begünstigen kann. 
Man muß sich jedoch davor hüten, zu starre Institu­
tionen zu schaffen, denn die Form des freien Privat­
betriebs bildet das Fundament der Landwirtschaft in 
Europa. Dieser Charakter muß erhalten bleiben, und 
diese Aufgabe ist durchaus nidit unvereinbar mit einer 
Politik der Anpassung und Harmonisierung, deren 
Ausweitung das übergeordnete Ziel sein muß. Die 
Schaffung gemeinsamer M ärkte soll insbesondere die 
Preisschwankungen beseitigen und damit den Um­
schlag derjenigen Güter erleichtern, die in den Defi­
zitländern im Überschuß vorhanden sind. In Anbe­
tracht der klimatischen Unterschiede und atm osphäri­
schen Bedingungen ist es tatsächlich ziemlich selten, 
daß die Ernten in den europäischen Ländern parallele 
Produktionskurven aufweisen.

Durch die Errichtung gemeinsamer M ärkte werden 
sich die europäischen Staaten außerdem in ihrer Ein­
fuhr- und Ausfuhrpolitik nach der fortschreitenden 
Harmonisierung orientieren können. Es handelt sich 
nicht darum, einen autarken Block zu schaffen, son­
dern die Stellung Europas auf dem W eltm arkt für 
N ahrungsm ittel und A grarprodukte zu stärken. Die 
in diesem Sinne seit fünf Jahren unternommenen V er­
suche haben noch nicht zum Ziele geführt, aber nach 
den unvermeidlichen Tastversuchen auf einem so 
komplizierten Gebiet scheint es, daß man sich jetzt 
auf einem W eg befindet, der zu einem Übereinkom­
men der verschiedenen interessierten Staaten und der 
landwirtschaftlichen Berufsgruppen im Schöße der Con­
fédération Européenne de l'A griculture (CEA) führen 
kann. Die A ktion des Comité Français des Relations 
Agricoles Internationales und die auf seine Initiative 
erfolgte Errichtung einer französisch-deutschen Land- 
wirtschaftskammer geben einen klaren Beweis von 
dem konstruktiven W illen der landwirtschaftlichen 
Berufsorganisationen.

BEMÜHUNGEN UM DEN „GRÜNEN POOL”

Im gleidien Augenblick, in dem in den verschiede­
nen europäischen Staaten das Problem der Integration 
gestellt wurde, wurde auch der Gedanke der O rgani­
sierung der A grarm ärkte aufgeworfen. Genauso wie 
für Kohle und Stahl faßte man zunächst die Errich­
tung eines deutsch-französischen gemeinsamen M arktes 
ins Auge. Die französischen und deutschen Delegier­
ten Unterzeichneten am 7. Juli 1950 auf der 4. General­
versammlung der Internationalen Vereinigung der 
Agrarproduzenten — also nach weniger als einem 
Monat, nachdem Robert Schuman seinen Aufruf zur 
Gründung der M ontanunion erlassen hatte — eine 
gemeinsame Deklaration, die für die Errichtung eines 
gemeinsamen Agrarm arktes zwischen den beiden Län­
dern eintrat. Diese Deklaration sah einfach nur eine 
enge Zusammenarbeit vor, in der jeder der Partner 
seine Individualität wie auch die Handlungsfreiheit 
gegenüber Dritten bew ahren sollte. Dieses Projekt ließ 
jedoch gewisse V orbehalte laut werden, denn man be­
fürchtete, daß eine neue Erhöhung der französischen 
A grarexporte eine Erhöhung der deutschen Industrie­
exporte nach Frankreich nach sich ziehen könnte. 
Etwas später, im August 1950, wurde die Idee wie­
der aufgegriffen, und zwar auf der Zusammenkunft 
der Beratenden Versammlung des Europarats. Diese 
nahm eine Empfehlung an, in der die Einberufung 
einer Konferenz zum Ziele der Gründung europäischer 
Institutionen für die Landwirtschaft angeregt wurde. 
Zur gleichen Zeit beschäftigten sich in Frank­
reich die Beamten des Landwirtschaftsministeriums 
mit dem Studium eines O rganisationsprojektes der 
europäischen Landwirtschaft. Das von ihnen ausge­
arbeitete Projekt, das in großen Linien vom Projekt 
der M ontanunion inspiriert wurde, wurde dem Mi­
nisterrat erstmalig durch Pierre Pflimlin, den damaligen 
Landwirtschaftsminister, vorgelegt. Auch Mansholt, 
der niederländische Landwirtschaftsminister, faßte eine 
ähnliche Organisation ins Auge.
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Das französisdie P rojekt wurde am 29. März 1951 
öffentlich bekanntgegeben, als die Regierung die 
Initiative zur Einberufung einer Konferenz ergriff, die 
die O rganisation einer europäisdien Agrargemein­
schaft fördern sollte. Das Memorandum, das an die 
eingeladenen Staaten versandt wurde, schlug ins­
besondere eine gemeinsame und stufenweise Organi­
sation der Erzeugung und der Märkte der wichtigen 
A grarländer vor, um das Gleidigewidit zwischen Pro­
duktion und Bedarf sidierzustellen und eine fort­
schreitende Harmonisierung der kostenmäßigen Pro­
duktionsbedingungen zu begünstigen. Dieses Projekt 
sah die Errichtung gemeinsamer Institutionen vor. 
Das Ziel w urde wie folgt definiert: „In einer Atmo­
sphäre der Stabilität für den Verbraucher und der 
Sicherheit für den Produzenten Anstrengungen mög­
lich zu machen, um entsprechend dem Bevölkerungs­
wachstum und der Erhöhung des Lebensstandards 
die Produktion auszuweiten und den technischen Fort­
schritt zu fördern." Man hoffte also, in mehreren Etap­
pen die Sdiwierigkeiten der Versorgung und des Ab­
satzes zu vermindern und späterhin zu überwinden, mit 
denen die Mehrzahl der europäischen Länder zu kämp­
fen hat, und dabei alle Umwälzungen zu vermeiden, 
die eine radikale Fusion der Landwirtschaften her­
vorrufen würde.
Die Beratende Versammlung des Europarats bestätigte 
im Dezember 1951 ihre prinzipielle Haltung hinsicht­
lich der Notwendigkeit, gemeinsame europäische 
Agrarm ärkte zu sdiaffen. In den verschiedenen Län­
dern machte sich jedoch eine Divergenz der Meinun­
gen über die Form bemerkbar, die dieser Organisa­
tion zu geben sei, und man zeigte sich im allgemeinen 
wenig geneigt, die Formulierungen, die für die Kohle- 
und Stahl-Gemeinsdiaft verkündet worden waren, für 
den landwirtschaftlichen Sektor zu übernehmen, um so 
m ehr als diese O rganisation unter einer supranatio­
nalen Behörde stand, wobei es sidi in der Folge als 
unvermeidlich ergeben würde, daß eine Anzahl von 
Ländern (insbesondere Großbritannien und die skan­
dinavischen Länder) wie in der Kohle- und Stahl-Ge- 
m einsdiaft von einer Beteiligung Abstand nehmen 
würden.
Um das Terrain vor Einberufung einer Vollversamm­
lung zu sondieren, sdilug die französisdie Regierung 
eine vorbereitende Zusammenkunft vor. Diese fand 
vom 25.—28. März unter der Bezeichnung „Vorbe­
reitende Konferenz für die Organisation der A grar­
märkte" in Paris statt und vereinigte 15 Staaten. Von 
den eingeladenen Staaten waren lediglich Portugal 
und Irland n id it vertreten.
Unter Betonung des Ranges, den die Landwirtsdiaft 
in der europäisdien W irtsdiaft einnimmt, und der 
Notwendigkeit, „nur mit äußerster Klugheit die Dinge, 
die sie berühren, zu behandeln", hatte die französi­
sche Regierung darauf verzichtet, eine Organisation 
analog dem Aufbau der Montanunion vorzusdilagen. 
Sie brachte zu dieser Zusammenkunft weder den Vor- 
sdilag einer endgültigen Lösung noch einen detaillier­
ten  Plan mit, sondern legte lediglidi ein Projekt der

sdirittw eisen Organisierung der M ärkte vor, für deren 
erste Phase das Ziel aufgestellt wurde, die Harmoni­
sierung des W arenaustausches durdizuführen, die 
Preise einander anzunähern und die Grundsätze einer 
rationellen A usriditung von Produktion und V er­
brauch der A grarprodukte einzuführen.
Es stand also nicht zur Debatte, eine allm äditige Be­
hörde zu schaffen, sondern Organe einzusetzen, die 
mit begrenzter Entscheidungs- und Sdiiedsbefugnis 
ausgestattet w erden sollten, aber auf jeden Fall über 
das Stadium reiner Beratung hinausgehen würden. 
Desgleichen wurde in  Anbetracht der Vielfältigkeit 
der landwirtschaftlichen M ärkte nicht die Gründung 
eines einheitlichen M arktes ins Auge gefaßt, son­
dern im Gegenteil die Errichtung m ehrerer Märkte, 
die für genau abgegrenzte Erzeugnisse (Getreide, 
W ein, Zudier und Milcherzeugnisse) zuständig sein 
sollten. Die Mehrzahl der Teilnehm erstaaten drückte 
ihre grundsätzliche Zustimmung zu diesem Projekt un­
ter gewissen Vorbehalten aus. Es w urde außerdem be­
schlossen, daß eine interimistische Arbeitsgruppe ein­
gesetzt werden sollte, um eine neue Konferenz vor­
zubereiten.
Diese Konferenz, die sich als „Europäische Konferenz 
für die O rganisierung der Agrarm ärkte" bezeichnete, 
tra t im März 1953 in Paris zusammen. Sie umfaßte die 
15 Staaten der „Vorbereitenden Konferenz" zuzüglidi 
Spaniens. Die divergierenden M einungen über die 
Form, die den Institutionen zu geben sei, sowie über 
die Befugnisse, mit denen sie ausgestattet werden 
sollten, traten  stärker hervor. Die extremen Stellun­
gen wurden von Großbritannien (Gründung eines 
zwischenstaatlichen Organs, das nur Empfehlungen ab­
geben könnte) und von den N iederlanden (Einridi- 
tung eines supranationalen Organs mit Entsdieidungs- 
befugnis über Preise und W arenaustausch) vertreten. 
Frankreidi v ertra t eine gem äßigtere Position und 
äußerte die Meinung, „daß die auf anderen Gebieten 
angenommenen Lösungen nicht als Präzedenzfall an­
genommen werden dürfen, die hinsichtlich der Orien­
tierung und der gesetzten Grenzen für die Zukunft 
unwiderruflich verpflichten". Die Konferenz beschloß, 
ein interimistisches Komitee mit der Ausarbeitung 
eines Berichtes über die zu lösenden Probleme und 
über die allgemeinen Grundsätze eines Aktionspro­
gramms zu betrauen. Dieses Komitee bildete m ehrere 
Unterkomitees aus Sachverständigen: eins für die all­
gemeinen Probleme und vier weitere mit Speziali­
sierung auf bestimmte Produkte (Getreide, Milcher­
zeugnisse, Früchte und Gemüse, Fleisdi und Vieh). 
Die Europäisdie Konferenz für die Organisierung der 
A grarm ärkte hielt eine zweite Sitzung im Juli 1954 
in  Paris ab. Die Beteiligung Portugals erhöhte die 
Zahl der vertretenen Staaten auf 17. Im Laufe dieser 
Konferenz wurde gemäß den vom interimistischen 
Komitee aufgestellten Vorschlägen eine Übereinkunft 
erreicht über die Notwendigkeit, die Arbeiten zu för­
dern, um die Probleme der europäischen Landwirt­
schaft gemeinsam zu lösen. Diese Arbeiten sollten 
sich auf einige allgemeine Grundsätze stützen: die
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Stabilität der M ärkte, die Sidierung der Versorgung, 
die regelmäßige und rationelle A usbeutung der Pro­
duktion, die Koordinierung der Agrarpolitik, die H ar­
monisierung der Produktions- und Marktbedingungen, 
die Ausdehnung des W arenaustausches und die Er­
höhung des Lebensstandards.

DIE ARBEITEN DER OEEC

Die Zusammenkunft vom Juli 1954 hat dann aber eine 
W endung im Studium über die Organisation der eu­
ropäischen Agrarm ärkte begründet. Bis dahin war 
eine Frage offen geblieben, nämlich welche Institu­
tion mit der Aufgabe der Organisierung dieser M ärkte 
im Geiste einer fortschreitenden Vereinheitlichung 
beauftragt werden sollte. Die Konferenz hat vorge­
schlagen, daß die A rbeiten im Rahmen der OEEC 
weiterverfolgt werden sollten. Aber dieser Beschluß 
ist von einer Reihe von Bedingungen abhängig ge­
macht worden: erstens von der Gründung eines mi­
nisteriellen Komitees für Landwirtschaft und Ernäh­
rung, das beauftragt w erden soll, die A grarsituation 
der M itgliedstaaten periodisch zu untersuchen und 
sich über die Maßnahmen zu einigen, die von den 
M inisterien der M itgliedstaaten durchzuführen sind; 
zweitens sollen Entscheidungen, die die Regierungen 
zu Maßnahmen auf dem A grarsektor verpflichten, nur 
durch den Rat der OEEC getroffen werden können, 
zu dem die Regierungen ihre Landwirtschaftsminister 
abordnenj drittens ist die Einrichtung eines Stellver­
treter-Komitees zur Unterstützung des ministeriellen 
Komitees sowie eines besonderen Sekretariats unter 
Leitung eines verantwortlichen Direktors vorgesehen, 
um die Kontinuität der Durchführung sicherzustellen.

Unter Berufung auf die am 10. Juli 1954 von der 
Europäischen Konferenz für die Organisierung der 
A grarm ärkte angenommene Entschließung hat der Rat 
der OEEC am 14.1.1955 beschlossen, ein ministe­
rielles Komitee für Landwirtschaft und Ernährung zu 
gründen, das das frühere Komitee für Landwirtschaft 
abgelöst hat, und außerdem ein Stellvertreter-Komitee 
damit zu beauftragen, dieses erste Komitee bei seinen 
A rbeiten zu unterstützen.
Das m inisterielle Komitee hat seine erste Sitzung am 
8.—9. März 1955 abgehalten. Nachdem es in großen 
Linien sein künftiges Arbeitsprogramm festgelegt hat, 
hat es das Stellvertreter-Komitee beauftragt, ihm im 
Juni 1955 ein Arbeitsprogramm zu unterbreiten nach 
seinen Direktiven, die den allgem einen Grundsätzen 
Rechnung tragen, die in der Entschließung vom 
10. Juli 1954 durch die Europäische Konferenz aufge­
stellt worden sind.

Die Aufgaben, die sich das ministerielle Komitee ge­
setzt hat, sehen besonders eine erste Gegenüberstel­
lung der in den verschiedenen Ländern betriebenen 
A grarpolitik und ihrer M ethoden vor sowie eine Be­
urteilung darüber, aut welchen Gebieten eine Koor­
dinierung durchführbar erscheint. Gleicherweise sollen 
die Entwicklung der A grarsituation untersucht und die 
M ittel erkundet werden, um eine Verbrauchserhöhung 
zu fördern und die Anpassung der Produktion an das

neue Bedarfsniveau sicherzustellen. Das Programm 
umfaßt w eiter die Aufgabe, die Bedingungen für die 
Verteilung herauszustellen.
Das Stellvertreter-Komitee ist beauftragt worden, mit 
dem Lenkungsausschuß für den W arenaustausch Füh­
lung zu nehmen, um die geeigneten M ethoden zu dis­
kutieren, wie die vom Europarat am 14. Januar 1955 
gefaßten Beschlüsse über die Ausdehnung der Libe­
ralisierung des W arenaustausches auf dem land- und 
ernährungswirtschaftlichen Sektor angewendet w er­
den können. Die S tellvertreter werden darüber hinaus 
alle neuen M ethoden prüfen, die geeignet sind, im 
Rahmen der O rganisierung der Agrarm ärkte zu einer 
weiteren Entwicklung des innereuropäischen W aren­
austausches beizutragen. Schließlich werden sie die 
Richtlinien des landwirtschaftlichen Produktivitätspro­
gramms für das Jah r 1955/56 aufstellen.
Im Laufe der Sitzung im Januar 1955 hat das ministe­
rielle Komitee die M itarbeiter seines Büros ernannt. 
Es hat als Präsidenten Prof. Guiseppe Medici, den 
M inister für Landwirtschaft und Forsten in Italien, 
und als V izepräsidenten die Landwirtschaftsminister 
von Belgien und Irland gewählt. W eiter hat das mi­
nisterielle Komitee die Beziehungen zwischen den 
landwirtschaftlichen Instanzen der OEEC und den in­
ternationalen Organisationen, und zwar sowohl den 
staatlichen als auch den an Landwirtschaft und Er­
nährung interessierten berufsständischen Organisa­
tionen, diskutiert. Es hat einstimmig die Notwendig­
keit bejaht, die interessierten berufsständischen Kreise 
so eng wie möglich mit seinen Arbeiten vertrau t zu 
machen, und es hat die Stellvertreter beauftragt, die 
M odalitäten einer solchen Zusammenarbeit zu prüfen 
und ihm auf seiner nächsten Sitzung Vorschläge zu 
unterbreiten.
Die Abteilung Ernährung und Landwirtschaft des Se­
kretariats der OEEC ist in eine Direktion umgewan­
delt worden, und das Komitee hat seine Zustimmung 
zur Ernennung von L. G. Rabot (Frankreich), der vor­
dem die Funktionen eines Präsidenten des interim isti­
schen Komitees des „Grünen Pools" ausübte, auf den 
Posten des Direktors für Landwirtschaft und Ernäh­
rung der OEEC gegeben.
Das Stellvertreter-Komitee ist am 26. April 1955 zusam­
m engetreten, um das vom ministeriellen Komitee un­
terbreitete Arbeitsprogramm zu prüfen, und es wird 
wahrscheinlich eine neue Zusammenkunft noch vor 
Ende des Jahres abhalten.

GRUNDZIELE DES GEMEINSAMEN MARKTES

W enn es auch noch verfrüht sein dürfte, sich über die 
Ergebnisse der A rbeiten zu äußern, die von jetzt ab 
im Rahmen der OEEC vorangetrieben werden, so ist 
doch zu wünschen, daß diese zu einem glücklichen 
Ende gebracht werden.
Aus den bereits aufgezeigten Gründen ist es tatsäch­
lich unabdingbar, daß eine wirkliche und dauerhafte 
Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Land­
wirtschaften Europas zustande kommt. Diese Zusam­
m enarbeit soll insbesondere die Einführung techni­
scher Fortschritte erleichtern. W enn auch die Bedin­
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gungen. in jedem  Lande verschieden sind, so ist es 
doch möglich, in einen Erfahrungsaustausch ein­
zutreten, dessen Ergebnisse den besonderen Situ­
ationen angepaßt werden können. Die gemeinsame 
Forschungsarbeit, das Experimentieren mit neuen 
M ethoden und neuem M aterial sowie deren Anwen­
dung, Schädlingsbekämpfung und Sortenauswahl bie­
ten w eite Tätigkeitsgebiete für gemeinsame A nstren­
gungen. Die gleiche Möglichkeit besteht auch für die 
Angleichung der Produktionskosten und insbesondere 
für ihre Herabsetzung, um der europäischen Land­
wirtschaft die notwendigen Voraussetzungen für ihre 
Prosperität zu schaffen: S tabilität und Rentabilität in 
einer expandierenden Landwirtschaft.
Aber die gemeinsamen M ärkte werden nicht alle Hoff­
nungen erfüllen, die man in  sie setzt, wenn man sich 
nicht gleichzeitig bemüht, ein besseres Gleichgewicht 
zwischen Produktion und Verbrauch zu schaffen, und 
zwar auf einem sich ständig erhöhenden Niveau. 
W achsende Ernteüberschüsse dürfen nicht durch Preis­
herabsetzungen und Absatzschwierigkeiten den land­
wirtschaftlichen Betrieb gefährden. Es bedarf einer

systematischen Politik zur Ausweitung der Absatz­
märkte, eine Aufgabe, die um so leichter sein müßte, 
als in der W elt Millionen unterernährter Menschen 
existieren. Die Rolle der gemeinschafthchen Institu­
tionen wird es sein, ein Einvernehmen mit den in ter­
nationalen Organisationen und Regierungen herzu­
stellen, um finanzielle Möglichkeiten zu finden, die 
es gestatten, eventuelle Überschüsse den Bevölke­
rungen zur Verfügung zu stellen, deren eigene Pro­
duktionskräfte ungenügend sind. Eine solche Aktion 
müßte von günstigen Folgen auf wirtschaftlichem, 
sozialem und politischem Gebiet begleitet sein und 
die tragische Lage der weniger entwickelten Gebiete 
beseitigen können, die sie zur Beute des Kommunis­
mus macht.
Das 1950 begonnene W erk muß also fortgesetzt 
w erden m it dem festen W illen, zum Ziele zu kom­
men — was nicht aussdhließt, daß man es mit Vor­
sicht vermeidet, die traditionellen Strukturen der 
Landwirtschaft, die eines der wichtigen Elemente der 
politischen und sozialen Stabilität W esteuropas sind, 
umzustürzen.

S u m m ary : O n  t h e  R o a d  t o
E u r o p e a n  A g r i c u l t u r a l  I n t e ­
g r a t i o n .  T h e  a u th o r 's  in te n t io n  is  to  
s t r ik e  a  b a la n c e  o f th e  r e s u l ts  w h ich  
h a v e  so  fa r  b e e n  fo r th c o m in g  fro m  th e  
e ffo r ts  to  o rg a n iz e  th e  m a rk e ts  fo r 
fa rm in g  p ro d u c ts  in  E u ro p e . T o  th is  
e n d , h e  f i r s t  p a in ts  a  g e n e r a l  p ic tu re  
o f th e  s i tu a t io n  o f  a g r ic u l tu ra l  m a rk e ts  
in  t h e  v a r io u s  E u ro p e a n  c o u n tr ie s ,  a n d  
h is  f in d in g s  h e re  a re  th a t  o n  th e  w h o le , 
th e  a r e a  c a n n o t c o v e r  i t s  re q u ire m e n ts  
o f a g r ic u l tu ra l  p ro d u c ts  fro m  its  
d o m e s tic  p ro d u c t io n  a n d  th a t  th e  
p r im a ry  g o a ls  in  th is  f ie ld  a re  to  
d e v e lo p  a g r ic u l tu ra l  o u tp u t  a n d  to  in ­
te n s i fy  in tr a - E u ro p e a n  e x ch a n g e s . A  
d e ta i le d  d e s c r ip t io n  is  th e n  g iv e n  of th e  
e n d e a v o u rs  w h ic ii h a v e  b e e n  m a d e  
s in c e  1950 to  h a rm o n is e  th e  n a t io n a l  
fa rm in g  in d u s tr ie s  a n d  to  s e t  u p  a  
“g re e n  p o o l“ in  E u ro p e , a n d  a t  p re s e n t  
t h e s e  e n d e a v o u rs  a re  c a r r ie d  o n  u n d e r  
th e  a u sp ic e s  o f O EEC. T h e  fu tu r e  p r o ­
s p e c ts  o f c o o p e ra t io n  b e tw e e n  th e  d if­
f e r e n t  E u ro p e a n  a g r ic u l tu re s  a re  r e ­
g a rd e d  a s  fa v o u ra b le ,  a l th o u g h  i t  is  
b e l ie v e d  th a t  th e  c o m m o n  m a rk e ts  w ill 
n o t  fu lfill a l l  th e  h o p e s  p la c e d  in  th e m  
a n d  a lth o u g h  th e i r  t a s k  c a n n o t b e  to  
u n ifo rm is e  th e  t r a d i t io n a l  s t ru c tu re s  o f 
th e  d if f e r e n t  fa rm in g  in d u s tr ie s .

R ésum é; E n  r o u t e  v e r s  l ' i n t é ­
g r a t i o n  a g r i c o l e  e n  E u r o p e  
O c c i d e n t a l e .  D an s  le  b u t de  t i r e r  
le b ila n  d e s  r é s u l ta ts  o b te n u s  ju s q u 'à  
p ré s e n t p o u r  o rg a n is e r  le s  m a rc h és  
ag ric o le s  e u ro p é e n s , l 'a u te u r  o ffre  
d 'a b o rd  u n e  v u e  d 'e n s e m b le ,  s u r  la  
s itu a tio n  d e s  p a y s  in d iv id u a ls .  S on  
a n a ly se  le  m è n e  à  c o n c lu re  à  l 'im ­
p o s s ib il ité  p o u r  le s  p a y s  d e  c o u v r ir  
leu rs  b e so in s  d e  p ro d u its  a g r ic o le s  p a r  
le u r  p ro p re  p ro d u c tio n . La tâ c h e  la  
p lu s u rg e n te  s e ra  d o n c  l 'e n c o u ra g e ­
m en t de  la  p ro d u c tio n  a g r ic o le  e t  
l 'a u g m e n ta tio n  d es  é c h a n g e s  in tr a -  
e u ro p é e n n e s . L 'a u te u r  d is c u te  le s  
e ffo rts  e n tr e p r is e  d e p u is  1950 d a n s  le  
but de  h a rm o n is e r  le s  é co n o m ies  
a g ra ire s  n a t io n a le s  e t  de  c r é e r  u n  
,p o o l v e r t"  e n  E u ro p e  O c c id e n ta le . 
A c tu e lle m e n t c es  e f fo r ts  s o n t p o u r s u i­
v is  d a n s  le  c a d re  d e  l'O E C E . L 'a u te u r  
donne  u n  a v is  fo v o ra b le  s u r  le s  c o n ­
d itio n s  fu tu re s  d 'u n e  c o o p é ra t io n  a g r i­
cole e n tr e  le s  p a y s  e u ro p é e n s .  C e p e n ­
d an t i l  s o u lig n e  le  fa i t  q u 'i l  s e r a i t  
va in  d e  s 'a t te n d r e  à  c e  q u e  to u s  le s  
e sp o irs  m is  d a n s  le s  m a rch és  co m m u n s 
s e ra ie n t r é a lis a b le s .  Il r é p è te  (¡u 'il n e  
sera ja m a is  q u e s tio n  d e  v o u lo ir  u n i­
fo rm iser le s  s t ru c tu re s  tra d i t io n n e l le s  
fo rt d if f é r e n te s  d e s  é c o n o m ie s  a g ra ire s  
n a tio n a les .

R esu m e n : E n  e l  c a m i n o  a  u n a  
i n t e g r a c i ó n  a g r í c o l a  d e  
E u r o p a .  El a u to r  q u ie re  h a c e r  u n  
b a la n c e  d e  lo s  re s u l ta d o s  lo g ra d o s  
h a s ta  a h o ra  e n  lo s  e s fu e rz o s  p o r  u n a  
o rg a n iz a c ió n  de  lo s  m e rc a d o s  a g ra ­
r io s  e u ro p e o s .  C o n  e s te  f in  s e  da 
p r im e ra m e n te  u n a  e x p o s ic ió n  s im ia ria  
d e  la  s i tu a c ió n  d e  lo s  m e rc a d o s  a g ra ­
r io s  e n  lo s  d ife re n te s  p a ís e s  e u ro p e o s , 
d e l c u a l r e s u l ta  q u e  e s to s  e n  s u  to ­
ta l id a d  s o n  in c a p a z  d e  s a t i s f a c e r  la  
d e m a n d a  p o r  p ro d u c to s  a g r íc o la s  de 
s u  p ro p ia  p ro d u c c ió n , y  q u e  o b je t iv o s  
m á s  im p o r ta n te s  e n  e s te  cam p o  d e b en  
s e r  e l d e s a r ro l lo  d e  la  p ro d u c c ió n  
a g r íc o la  y  la  in te n s if ic a c ió n  d e l in te r ­
c am b io  in te r - e u ro p e o . P u es , e l  a u to r  
d e ta l la  lo s  e s fu e rzo s  h ech o s  d e s d e  1950 
p o r  a rm o n iz a r  la s  e c o n o m ía s  a g ra -  
r a r ia s  n a c io n a le s  y  p o r  la  c re a c ió n  de 
u n  „P ool V e rd e "  e n  E u ro p a , e s fu e rzo s  
q u e  h a n  te n id o  p o r  re s u lta d o  q u e  h o y  
s e  c o n tin ú a n  e s to s  t r a b a jo s  a l  am p a ro  
d e  la  OEEC. S e  ju z g a  fa v o ra b le m e n te  
la s  fu tu r a s  p o s ib il id a d e s  d e  u n a  
c o o p e ra c ió n  e n tro  de  la  a g r ic u ltu ra  
e u ro p e a , a u n q u e  lo s  m e rc a d o s  c o m u n e s  
n o  c u m p lirá n  la s  e s p e ra n z a s  (jue  se  
a b r ig a  e n  e s te  re s p e c to ,  y  a u n  cu an d o  
n o  s e r ia  p o s ib le  a s p ir a r  a  u n a  u n i­
fo rm id a d  d e  lo s  d ife re n te s ,  tr a d ic io ­
n a le s  e s tr u c tu ra s  de  lo s  d ife re n te s  
s is te m a s  a g r íc o la s  e u ro p e a s .
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